
Die Schmerzgrenze ist erreicht! 
In den vergangenen Monaten 
gaben   die Koalitionsparteien 
und die Regierung ein konfuses 
Bild ab. 
Es war keinerlei Kontinuität und 
Zielorientiertheit zu erkennen. 
Ich habe inzwischen den Ein-
d ruck  gewonnen ,  dass 
CDU/CSU seit Abschluss des 
Koalitionsvertrages nur auf ein 
Ziel hinarbeiten: Die FDP darf 
nie wieder bei einer Wahl fast 
15 Prozent bekommen. 
Obwohl wir einen klaren Koaliti-
onsvertrag haben, wird dieser 
seitens CDU/CSU ständig un-
terlaufen. Und alle damit im 
Zusammenhang stehenden 
Unannehmlichkeiten werden 
auf die FDP abgewälzt.  
Das begann mit der Absenkung 
der Mehrwertsteuer für das 
Hotelgewerbe auf 7 Prozent. 
Allen ist bekannt, dass wir als 
FDP diese 7 Prozent immer für 
das gesamte Hotel– und Gast-
stättengewerbe wollten, was 
auch sinnvoll gewesen wäre. 
Mit CDU/CSU war jedoch nur 
die Steuersenkung für das Ho-

Rücktritt Horst Köhlers ein Verlust für Deutschland 

Am 31. Mai verkündete Horst 
Köhler seinen Rücktritt als 
Bundespräsident. Dazu sagt 
Joachim Günther: „Der Rück-
tritt Horst Köhlers kam völlig 
überraschend und ist in der 
jetzigen Situation für unser Land 
ein großer Verlust. In einer Zeit, 
in der die Schere zwischen Arm 
und Reich immer weiter ausein-
ander klafft, war er der optimale 
Mittler. Er ist in armen Verhält-
nissen aufgewachsen. Als Kind 
einer Vertriebenenfamilie weiß 
Horst Köhler, was es bedeutet, 
mit nichts zu beginnen und sich 
aus eigener Kraft den Aufstieg 
bis zum Bundespräsidenten zu 
erarbeiten. 
Horst Köhler ist ein anerkannter 

Wirtschaftsexperte, einer wie 
ihn unser Land gerade in diesen 
Zeiten im höchsten Amt brauch-
te. Seine Wirtschaftskompetenz 
war stets mit einem hohen sozi-
alen Engagement verbunden, 
was nicht zuletzt auf Grund 
seiner familiären Situation ent-
standen ist. Auf Grund seiner 
Wurzeln, die nach Sachsen 
reichen, gilt er in Ostdeutsch-
land immer noch als „einer von 
uns“. Sein authentisches Auftre-
ten und seine Offenheit haben 
ihm Ansehen bei der Bevölke-
rung in Ost und West einge-
bracht.  
Die jetzt konstruierte Diskussion 
über eine Aussage Köhlers im 
Zusammenhang mit Afghanistan 
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wird dem Ansehen des höchs-
ten deutschen Amtes nicht 
gerecht. Sie zeugt aber von der 
zunehmenden Respektlosigkeit 
in unserer Gesellschaft. Horst 
Köhler hat mit seinem Rücktritt 
auch ein Signal gesetzt für eine 
neue Wertediskussion, die ich 
persönlich für dringend erfor-
derlich halte. 
Als sportpolitischer Sprecher 
der FDP-Fraktion möchte ich 
Horst Köhler ganz besonders 
für sein großes Engagement im 
Behindertensport danken. Er 
hat sich immer für eine zuneh-
mende Gleichbehandlung und 
deutliche Aufwertung des  Be-
hindertensports in Deutschland 
und international eingesetzt.“  

Endlich gestalten, statt nur Krisen verwalten! 

telgewerbe möglich. Der pro-
grammierte Ärger wurde ge-
schickt auf die FDP abgewälzt. 
Die Gesundheitsreform, die 
dringend nötig ist, wird ständig 
torpediert. Immer wieder 
schießt nach erfolgten Abspra-
chen  dieser halbwilde Ge-
sundheitsminister aus Bayern 
gegen die Ergebnisse. Von 
wem wird dieser Mann vorge-
schickt? Wirklich nur von See-
hofer? 
Bei der NRW-Wahl wurden wir 
als Verlierer dargestellt und 
haben das zum Teil selbst 
geglaubt. Die Wirklichkeit ist 
anders. Wir konnten zulegen, 
wenn auch nicht auf unser 
Wunschergebnis. Die CDU 
jedoch verlor deutlich über 10 
Prozent. Auch hier wurden die 
Tatsachen in der Öffentlichkeit 
auf FDP-Kosten wieder ver-
fälscht. 
Bei der Steuerdiskussion sind 
wir keinen Schritt weiter. Von 
CDU-Seite hört man ständig 
die gleichen Floskeln: Es sei 
kein Geld da. Gleichzeitig 
finden wir unter dem Druck 

des neuen Berliner Modewortes 
„alternativlos“ Milliarden für Grie-
chenland, die Eurorettung und 
die Banken. Da ist aus meiner 
Sicht die Frage erlaubt, wann die 
FDP der ersten Steuererhöhung 
zustimmen muss. Ich sage schon 
jetzt deutlich: Meine Stimme wird 
es dafür nie geben. Es wird Zeit, 
dass wir uns auf unseren eige-
nen klaren Kurs wieder besinnen 
und die Ziele, für die wir gewählt 
wurden, umsetzen.    
                  Ihr Joachim Günther 
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Bundestag und Bundesrat  stimmen   
dem Rettungspaket für den Euro zu 

weicht wurde, muss verschärft und be-
stimmte Finanzmarktprodukte - beispiels-
weise offene Immobilienfonds - reguliert 
werden. 
Unverzichtbar ist eine Beteiligung all 
derer an den Kosten der Krise, die auf 
Kosten der Steuerzahler spekuliert und 
Gewinne gemacht haben. Der Zusam-
menhang zwischen Risiko und Verant-
wortung muss gerade auch bei Finanzge-
schäften wieder hergestellt und sichtbar 
werden. Über die geplante Bankenabga-
be hinaus müssen die Verursacher der 
Krise zu deren Bewältigung herangezo-
gen werden. 
Die FDP unterstützt daher auch die Ein-
führung einer Finanzmarktsteuer. Die 
Fraktionen von FDP und Union forderten 
nun in dieser Woche die Bundesregie-
rung auf, für eine europäische/ globale 
Finanzmarktsteuer einzutreten, um die 
Marktakteure stärker an den Kosten der 
Finanzkrise zu beteiligen.  
Dabei kommen für die christlich-liberale 
Koalition sowohl eine Steuer auf Finanz-
transaktionen als auch eine Abgabe auf 
Vergütungen und Gewinne – wie sie die 
sogenannte Finanzaktivitätssteuer be-
wirkt – in Frage.  
Außerdem sind aus unserer Sicht eine 
europäische Rating-Agentur sowie eine 
funktionierende Aufsicht über Rating-
Agenturen notwendig. Weitere Ausfüh-
rungen entnehmen Sie bitte dem beige-
fügten „Fakten Aktuell“.  

Der Deutsche Bundestag hat am 21. 
Mai das Gesetz zur Übernahme von 
Gewährleistungen im Rahmen eines 
europäischen Stabilisierungsmechanis-
mus beschlossen. Dazu soll eine 
Zweckgesellschaft gegründet werden, 
die durch Gewährung von Krediten von 
bis zu 440 Milliarden Euro eine drohen-
de Zahlungsunfähigkeit von Mitglied-
staaten abwehren soll. Zur Refinanzie-
rung dieser Zweckgesellschaft erhält 
sie Garantien der Euro-Mitgliedstaaten. 
Das maximale Garantievolumen für 
Deutschland beträgt anteilig 123 Milliar-
den Euro. Diese Stabilisierung des 
Euro war notwendig, um Schaden von 
der europäischen Währung abzuwen-
den. Damit sollen Spekulationen gegen 
den Euro eingedämmt und eine Abwer-
tung der Kreditwürdigkeit von anderen 
europäischen Staaten verhindert wer-
den. 
Über das beschlossene Paket zur Sta-
bilisierung des Euro hinaus erwartet die 
FDP-Bundestagsfraktion klare Fort-
schritte bei der Regulierung der Finanz-
märkte. Die Forderungen aus dem 
Entschließungsantrag des Deutschen 
Bundestages vor zwei Wochen zu den 
Griechenlandhilfen müssen auf europä-
ischer Ebene mit Nachdruck verhandelt 
werden. 
Der Stabilitäts- und Wachstumspakt, 
der in der Vergangenheit unter maß-
geblicher Beteiligung der SPD aufge-

Rockmusiker mit 
Verdienstorden geehrt 

Rockmusiker Peter Maffay wurde am 17. 
Mai  in Berlin mit dem Nationalen Ver-
dienstorden Rumäniens im Grad des Kom-
turs geehrt. Maffay, der aus Siebenbürgen 
stammt, bekam die Auszeichnung für sein 
Engagement für Kinder, für die Außendar-
stellung Rumäniens und für finanzielle 
Hilfen, die er regelmäßig für Projekte in 
seiner Geburtsregion gewährt. Der Rock-
musiker kam als 14-Jähriger nach 
Deutschland und wurde hier berühmt. "Ein 
sehr angenehmer Zeitgenosse, dessen 
ehrenamtliches Engagement höchsten 
Respekt und Anerkennung verdient", so 
Joachim Günther, der am Rande der Ver-
anstaltung in der Rumänischen Botschaft 
mit dem Musiker ins Gespräch kam. Gün-
ther nahm als stellvertretender Vorsitzen-
der der Deutsch-Rumänischen Parlamen-
tariergruppe an der Ehrung teil. 

"Seit 1928 wünschen sich die Syrauer, 
dass die Straßenbahn von Plauen bis in 
ihren Ort fährt. Das Ziel ist noch immer 
nicht erreicht. Doch zumindest können 
wir von heute an zu Fuß oder per Rad 
sicher zum Einkaufen in den Plauen-
Park bzw.  ins  Gewerbegebiet 
Schöpsdrehe gelangen", sagte Achim 
Schulz bei der Einweihung des neuen 
Syrauer Radweges am 12. Mai.  
Vorgestellt wurden während der Einwei-
hung auch die beiden Elektrofahrräder, 
die künftig von jedermann an der Dra-
chenhöhle Syrau ausgeliehen werden 
können. Im gesamten Vogtland und 
dem angrenzenden Ostthüringen soll 
nach und nach ein Netz von Verleihsta-
tionen für Elektrofahrräder aufgebaut 
werden. An jeder Ausleihstation - dazu 
in einigen Gaststätten und Geschäften - 
soll man außerdem den Akku seines 
Rades tauschen können, so dass man 
das Vogtland mit dem Rad auch mehre-
re Tage lang erkunden kann, ohne 
zwischendurch an die Ausgangsstelle 
zurückkehren zu müssen. Per Elektro-
rad kommt man mit einem Akku etwa 
60 Kilometer weit. 

Neuer Radweg zwischen Syrau und Schöpsdrehe eingeweiht 

Frank Petzoldt vom Plauener Straßenbauamt, Bundestagsabgeordneter Joachim Günther und Bürgermeister 

Achim Schulz (von links) gaben am 12. Mai den Radweg von Syrau ins Gewerbegebiet "Schöpsdrehe" frei.  Viele 

Syrauer nutzten die offizielle Einweihung des knapp zwei Kilometer langen, parallel zur Bundesstraße führenden 

Radweges, um eine erste Spazierfahrt auf der asphaltierten Strecke zu unternehmen. 
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Klausurtagung des FDP-Kreisvorstandes 
mit Abgeordneten aller Gremien 

Über Ascher Zipfel 

Klingenthal an das  
Fernstraßennetz anbinden 
 
Auf Grund der finanziellen Situation ist im 
Freistaat Sachsen die Zeit der großen 
Neubau-Projekte im Straßenbau vorbei. 
Daraus machte Sven Morlok, Sachsens 
Staatsminister für Wirtschaft, Arbeit und 
Verkehr, während seines Vogtlandbesu-
ches am 31. Mai keinen Hehl. Allerdings 
sei man sich in der Koalition einig, dass 
alle zur Verfügung gestellten Mittel des 
Bundes und der EU für Investitionen durch 
das Land kofinanziert werden sollen. 
Joachim Günther machte den Staatsminis-
ter in dem Zusammenhang auf ein Projekt 
aufmerksam, das ein echter Gewinn vor 
allem für die Sportregion im Oberen Vogt-
land wäre. Der Bundestagsabgeordnete 
bat Sven Morlok zu prüfen, ob eine schnel-
le Anbindung Klingenthals an die Autobahn 
93 über den Ascher Zipfel finanzierbar 
wäre. „Eine Straße existiert zum Teil 
schon. Sie müsste als Fernstraße ausge-
baut werden. Da sie über Ländergrenzen 
hinweg geht, könnte ich mir vorstellen, 
dass es dafür eine 50prozentige Förderung 
der EU geben könnte“, so Günther. 
„Das größte Neubau-Projekt des Vogtland-
kreises, die Vogtland Arena, würde da-
durch an Attraktivität als Veranstaltungsort 
gewinnen. Ich könnte mir vorstellen, dass 
man so auch Weltstars der Rock– und Pop
-Szene für einen Auftritt in Klingenthal 
gewinnen könnte. Klingenthal und Mark-
neukirchen würden so auch interessanter 
für Investoren, Arbeitsplätze könnten ge-
schaffen werden. 

Den Kreisen und Kommunen wird in 
den kommenden Jahren weniger Geld 
zur Verfügung stehen. Deshalb muss 
nach Wegen gesucht werden, vor Ort 
Verwaltungskosten zu sparen. Dieter 
Käppel, Vorsitzender der Kreistagsfrak-
tion, favorisiert statt Gemeindezusam-
menschlüssen Kooperationsmodelle 
wie den Vogtländischen Weg. Zwar 
konnte Plauen so die Kreisfreiheit nicht 
erhalten werden. Die Einsparungen 
aber waren enorm. Käppel schlägt nun 
vor, dass sich Nachbarkommunen in 
die Aufgaben teilen sollen. So könnte 
im Nördlichen Vogtland Mylau für die 
Kommunen zwischen Reichenbach und 
Elsterberg die Kulturarbeit überneh-
men, Reichenbach die haushaltspoliti-
sche Arbeit, andere Gemeinden andere 
Aufgaben. Auch im Tourismusbereich 
sei stärkere Zusammenarbeit nötig. 
Syraus Bürgermeister Achim Schulz 
gab in dem Zusammenhang zu beden-
ken, dass man sich mit Kooperations-
modellen aber auch nicht selbst hand-
lungsunfähig machen dürfe.  
Zum Kreissitz mit zentralem Land-
ratsamt verständigten sich die Liberalen 
während ihrer Klausurtagung, die Zent-
ralisierung der Verwaltung weiter voran 
treiben zu wollen. Einen Millionenbetrag 
verschlingt der Verwaltung derzeit, 
einfach durch die Dezentralisation. Das 
Landratsamt besteht derzeit aus 19 
Außenstellen, davon sind 17 gepachtet. 
Andererseits wurde das Horton-
Kaufhaus am Postplatz bereits von der 

Stadt Plauen für 2,7 Millionen Euro ge-
kauft. Mit dem Vogtlandkreis wurde ein 
Erpachtvertrag geschlossen, der seit 
vergangenem Sommer noch 30 Jahre 
lang bedient wird. Seitens des Landes 
wurden 6 Millionen Euro Förderung fest 
zugesagt. Plauens OB Ralf Oberdorfer 
hofft auf eine Entscheidung des Kreista-
ges spätestens im Herbst. Das zentrale 
Landratsamt nicht zu bauen, wäre wirt-
schaftlicher Wahnsinn. Da sind sich die 
Liberalen einig. 
Zum Theater Plauen-Zwickau möchten 
die Gesellschafter (die Städte Plauen 
und Zwickau) gern die Landkreise mit 
ins Boot holen. Bislang wurde das von 
den Landräten abgelehnt. Plauens OB 
Ralf Oberdorfer legte der FDP-
Kreistagsfraktion nun ans Herz, das 
Thema im vogtländischen Kreistag zur 
Sprache zu bringen. Nur wenn die Land-
kreise ebenfalls Gesellschafter sind, 
könnte es im Vogtland zum Beispiel zu 
einer Fusion der beiden Orchester  -  
dem des Theaters und der Vogtland 
Philharmonie  -  kommen. Die ist nach 
Ansicht der Vogtland-FDP anzustreben, 
da die Unterhaltung zweier großer Or-
chester zu teuer ist. Bündele man die 
Kräfte, könnte man ein A-Orchester 
erhalten, das den Namen Vogtland in 
die Welt hinaus trägt, gleichzeitig aber 
auch die Theater in Plauen und Zwickau 
bespielt. An dem Finanzierungsmodell 
der Vogtland Philharmonie soll fest-
gehalten werden. Hier fließen Gelder 
aus Sachsen und Thüringen. 

Orchester fusionieren, Theater erhalten 

Koalitionsbeschluss: 
Wehrdienst auf sechs 
Monate verkürzt 
 
Die christlich-liberale Koalition hat sich am 
17. Mai 2010 darauf geeinigt, Wehr- und 
Zivildienst auf die Dauer von sechs Mona-
ten zu begrenzen. Es gibt jedoch die Opti-
on für eine freiwillige Verlängerung des 
Zivildienstes um drei bis sechs Monate. Mit 
diesem Kompromiss setzt die FDP zentra-
le Punkte ihres Konzepts der Weiterent-
wicklung von Wehr- und Zivildienst um. Am 
Mittwoch hat nun auch das Bundeskabinett 
der Regelung zugestimmt. Künftig darf der 
Träger dem Zivildienstleistenden frühes-
tens zwei Monate nach Antritt der Stelle 
eine Verlängerung anbieten. Damit konnte 
erreicht werden, dass die Verlängerung 
auch weiterhin freiwillig bleibt und nicht im 
Vornherein nur noch Stellen, die auf zwölf 
Monate ausgelegt sind, angeboten wer-
den. Eine Evaluierung des Gesetzes soll 
nach einem Jahr erfolgen. Außerdem wer-
den die zuständigen Arbeitsgruppen der 
Fraktionen bis Mitte Juni ein Konzept zur 
Weiterentwicklung und Stärkung der Frei-
willigendienste vorlegen. 

„Wir müssen als FDP Wort halten und , 

wenn es nicht anders geht,  dafür im 

Notfall auch die Koalitionen in Land und 

Bund verlassen“, sagte der FDP-

Kreisvorsitzende Joachim Günther unter 

dem Applaus der Anwesenden zur Eröff-

nung der Klausurtagung des Kreisvor-

standes mit Abgeordneten verschiedener 

Gremien am 29. Mai. 

Günther sagte, auf keinen Fall dürften im 

Bund Steuererhöhungen mitgetragen 

werden, im Land auf keinen Fall die von 

der CDU vorgesehenen Kürzungen im 

Bildungsbereich.  Wenn man sich an-

schaue, für welche Dinge innerhalb kür-

zester Zeit in den vergangenen Jahren 

höchste Summen „gefunden“ wurden, 

könne wohl keiner von einem Einnahme-

problem sprechen. Gerade auch ange-

sichts der Tatsache, dass die Bundesre-

publik in den vergangenen Jahren die 

höchsten Steuereinnahmen ihrer Ge-

schichte hatte.  „Wir haben ein Ausgabe-

problem in Deutschland. Und da müssen 

wir endlich ran.“  

Günther führt hier die Sozialausgaben an, 

die sich die Bundesrepublik leiste und die 

52 Prozent des Bundeshaushalts ausma-

chen.  In dem Zusammenhang nannte er 

den neuesten Seehofer-Coup, der  in 

Berlin so viel Druck erzeugen konnte, bis 

sich die Bundesregierung entschloss, das 

Personal  der Bundesanstalt für Arbeit  um 

3000 Beschäftigte aufzustocken. Davon 

wird ein Großteil nach Bayern gehen, um 

unter anderem die Arbeitsplatzverluste 

durch die  Quelle-Pleite auszugleichen. 

Aber die Aufstockung von Personal in der 

Arbeitsagentur ist der falsche Schritt“, so 

Joachim Günther.  

Er plädiert dafür, die Bundesagentur abzu-

schaffen. Die Arbeitsämter vor Ort sollen 

den Kreisen unterstellt und so abgespeckt 

werden, dass sie effektiv arbeiten können. 

Generalsekretär Torsten Herbst sprach 

anschließend zur Landespolitik. 
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Soll sich Sachsen neu verschulden? 

Wirtschaftsminister Sven Morlok sagt Nein 

 
Die wirtschaftliche Situation in Sachsen sei nicht so schlecht, wie das in einer derartigen Krisenzeit erwartet 
werden kºnnte. ăWas Unternehmer hier aufgebaut haben, ist relativ stabilò, sagte Sven Morlok, der Sªchsische 
Staatsminister für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr, während des Runden Tischs der Wirtschaft am 31. Mai in 

der IHK Plauen. Die Bundesagentur für Arbeit habe in Sachsen in diesem April  3000 versicherungspflichtige 
Beschªftigte mehr  registriert als im April 2009.  ăIch bin also vorsichtig optimistischò, so Morlok. ăOb das so 

bleibt, ist ð vor allem mit Blick auf Südeuropa ð ungewiss.ò 
Morlok erläuterte, warum sich die Staatsregierung einen strikten Sparzwang auferlegt. Die Einnahmen aus dem 

Solidarpakt, dem Länderfinanzausgleich  und auch von der EU würden in den nächsten Jahren drastisch abneh-
men. Wenn sich der Freistaat  jetzt verschulde, wäre er in einigen Jahren durch Zinsen und Tilgung nahezu 

handlungsunfähig, könnte nicht mehr investieren. Eine solche Situation wolle man auf jeden Fall vermeiden. 
Am wenigsten gespart werden soll bei Investition und Innovation. ăWir wollen im Freistaat alle Mittel, die wir 
vom Bund und der EU bekommen kofinanzieren. So werde es weiter Unternehmensförderung und auch Inves-

titionen zum Beispiel im Straßenbau geben. 
Morlok machte deutlich, dass sich der Freistaat gerade im Baubereich von einigen Standards trennen möchte, 
um kostengünstiger zu bauen und die so frei werdenden Mittel in weitere Projekte investieren zu können. 
ăUnd wir werden an die Strukturen rangehen.ò Die Verwaltungen sollen verschlankt, ein Entb¿rokratisierungs-

prozess in Gang gesetzt werden.  20 Prozent aller heute noch geltenden Vorschriften sollen außer Kraft ge-

setzt werden. 

Catgut investiert weitere 800.000 Euro in Standort 

„Unser Standort ist Deutsch-
land. Wir wollen hier in der 
Region die Arbeitsplätze erhal-
ten, auch wenn man ein paar 
Kilometer  weiter preisgünstiger 
produzieren könnte.“ So lautete 
das Bekenntnis von Norman 
Brückner, dem Geschäftsführer 
der Catgut GmbH Markneukir-
chen, beim Betriebsbesuch des 
Sächsischen Wirtschaftsminis-
ters Sven Morlok. 70 Beschäf-
tigte hat Brückner in seiner 
Heimatstadt. Im Thüringer 
Tochterunternehmen, in dem 
hauptsächlich Nadeln herge-
stellt werden, gibt es 40 Ar-
beitsplätze. 
Brückner führt das hoch inno-

vative Unternehmen, das chi-
rurgisches Nähmaterial produ-
ziert,  in dritter Generation. 
Nach der Wende hatte er den 
zu DDR-Zeiten zwangsver-
staatlichten Betrieb von der 
Treuhand zurückgekauft. Cat-
gut war 1997 eine der ersten 
Firmen, die im Gewerbegebiet 
Markneukirchen neu bauten, 
und behauptet sich seither auf 
dem Markt, auf dem ein knall-
harter Verdrängungswettbe-
werb herrscht, der nicht immer 
mit fairen Mitteln geführt werde. 
Sven Morlok versprach, in sei-
nem Hause prüfen zu lassen, 
ob diese Art der Kompensati-
onsgeschäfte rechtswidrig ist. 

Um Kosten zu senken, setzt 
Catgut auf Rationalisierung. 
800.000 Euro werden in die-
sem Jahr investiert. Entlassun-
gen seien derzeit kein Thema, 
so Norman Brückner. Aller-
dings würden altersbedingt 
ausscheidende Arbeitnehmer 
nicht mehr ersetzt. 

VSTR Rodewisch feiert Jubiläum: Gründung vor 20 Jahren 
VSTR Rodewisch  feiert in diesem Jahr nicht nur 20. Grün-

dungsjubiläum. VSTR ist mit 500 Beschäftigten das größte in 

Sachsen ansässige Tiefbauunternehmen. Zu den Referenzobjek-

ten der Firma gehören Teilstücke der A 72, Ortsumgehungen in 

Thüringen und Sachsen, die Vogtland Arena, aber auch die Au-

ßenanlagen des Olympiastadions oder das Gelände um die 

Amerikanische Botschaft in Berlin. 
ăWir bilden immer noch selbst ausò, berichtete Geschªftsf¿hrer 

Franz Voigt während eines Unternehmensbesuches des Sächsischen Wirtschaftsministers Sven 

Morlok und des FDP-Bundestagsabgeordneten Joachim Günther.  Dabei müsse in den Schulen die 

Werbetrommel gerührt werden, um geeignete Azubi-Anwärter zu finden. Diese hätten nach ihrer 

Ausbildung auch reelle Chancen, in eine Festanstellung übernommen zu werden.  
Sven Morlok machte keinen Hehl daraus, dass im Freistaat Sachsen die Zeit der großen Straßen-

Neubau-Projekte erst einmal vorbei ist.  Jedoch sei man sich in der Koalition einig, dass alle Mittel, 

die vom Bund beziehungsweise der EU gegeben werden ð etwa für den Staats- und Kommunal-

straßenbau, von Sachsen kofinanziert werden. Gut wäre, wenn sich die Betriebe frühzeitig darauf 

einstellen, dass in den kommenden Jahren mehr Erhaltungsmaßnahmen finanziert werden. 

 


